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Globalhaushalte oder: 
Betriebswirtschaftslehre als 
Leitwissenschaft 

In Niedersachsen wurde 1995 an drei Hochschulen ein Globalhaushalt als Modellversuch für zehn Jahre eingeführt. Drei Jahre später beschließt das Land, alle Hochschulen in Landesbetriebe umzuwandeln und die Finanzierung entsprechend auf Globalhaushalte umzustellen. An der Uni Osnabrück wird diese Umstellung im Jahr 2000 geschehen. 

Der Globalhaushalt verändert die Hochschulfinanzierung so, daß die Hochschule einen bestimmten Betrag vom Land erhält und eigenständig die Gelder innerhalb der Hochschule verteilt. Diese „erhöhte Entscheidungskompetenz" wird mit dem positiv belegten Begriff der "Finanzautonomie" propagiert, aber eigentlich wird so nur die Verantwortung für Kürzungen und Studiengangseinstellungen vom Land auf die Hochschule übertragen. Tatsächlich läßt sich durch die globale Mittelzuweisung seitens des Landes viel leichter kürzen, denn die Beschwerden der betroffenen Fachbereiche richten sich dann natürlich erstmal an die Hochschule, die das Geld verteilt.

Neben der Abwälzung von Verantwortung (der Finanzautonomie) wird als weiteres Ziel die "Effizienzsteigerung" angegeben, denn die Entscheidungen über die Verteilung der Mittel geschehen durch die Personen, die auch betroffen sind, also wissen, wofür tatsächlich Geld gebraucht wird und wo es eingespart werden kann. Auch hinter diesem positiv erscheinenden Ansatz verbirgt sich etwas anderes. Es werden vom Land Kriterien erstellt, nach denen die Mittel verteilt werden sollen. Die Propagandaformel dafür lautet "Leistungsanreize". Je "besser" und "effizienter" die Hochschule ist, desto mehr Geld bekommt sie vom Land. Also wird das Geld innerhalb der Hochschule an die "besten" und "effizientesten" Fachbereiche verteilt. Die Begriffe "gut" und "effizient" sind aber, auf Hochschulen angewandt, keinesfalls klar definiert. Es steht noch nicht hundertprozentig fest, welche Kriterien eingeführt werden, aber folgende Zahlen werden vermutlich eine Rolle spielen: Zahl der StudienanfängerInnen, Zahl der AbsolventInnen in der Regelstudienzeit, Höhe der eingeworbenen Drittmittel (wer viel hat, bekommt noch mehr), eventuell Zahl der angemeldeten Patente, Zitationsindex und Frauenförderung (wie auch immer das in Zahlen definiert wird). Mensch möge sich selbst die Hochschule der Zukunft vorstellen, die genau diese drei bis sechs Zahlen zu optimieren versucht. Die Definitionsmacht für die Kriterien ist aber sicherlich beim Land (oder schlimmer: beim Bund) und nicht etwa bei der Hochschule selbst; soviel zur Autonomie. Denn wenn das Land die Kriterien festlegt, dann werden sich die Hochschulen daran orientieren müssen und genau diese Kriterien übernehmen. 

Aber es sind noch andere Folgen zu erwarten. Die Hochschulen werden untereinander konkurrieren (müssen), zum Beispiel um die schnellsten Studierenden und um Drittmittel. Das ist auch gewollt, denn Konkurrenz ist ja mittlerweile zum positiven Leitbild mutiert. Konkurrenz gibt es auch jetzt schon, aber bisher ist die Existenz einer Hochschule nicht davon abhängig gewesen, da eine Mindestausstattung gewährleistet war. Um die Hochschulen für die Konkurrenz vergleichbar zu machen, wird schon jetzt das Mittel der Evaluation eingeführt. Aber es ist wieder nicht jede einzelne Hochschule für ihre Ziele und Pläne verantwortlich. In Niedersachsen gibt die Zentrale Evaluationsagentur (ZEvA), die von der Landesregierung eingerichtet worden ist, die Ziele quasi vor. Denn auch hier gilt, daß die Hochschulen möglichst gut bei der zentralen Evaluation abschneiden müssen, um möglichst viel Geld zu bekommen. Da wird keine Hochschule mutig genug sein, sich ihre eigenen Kriterien und Ziele zu setzen. Die Konkurrenz unter den Hochschulen wird aber nicht dazu führen, daß sich unterschiedliche wissenschaftliche Ansätze ausprägen, sondern nur dazu, daß auf einer linearen Skala differenziert werden kann: Wer bekommt mehr Geld? 

Natürlich werden sich auch die hochschulinternen Einrichtungen in erhöhter Konkurrenz zueinander befinden. Das wird zum Beispiel bei interdisziplinären Instituten kontraproduktiv wirken, denn zumindest bisher müssen die beteiligten Fachbereiche alle mit den anfallenden Entscheidungen, wie etwa haushaltsrechtliche Stellenzuordnungen zum Institut einverstanden sein. Warum sollte so eine Kooperation unter dem Diktat der Konkurrenz zustandekommen? Die Antwort ist: Es müssen (Entscheidungs)strukturen geschaffen werden, in denen diese Schwierigkeiten nicht auftreten. Die Kollegialorgane (Senat auf Hochschulebene, Fachbereichsräte auf Fachbereichsebene) können gar nicht mehr alle wesentlichen Entscheidungen treffen. Sie geben nur noch einen Rahmen vor, den die jeweiligen Leitungen (Hochschulleitung bzw. Dekane) zu beachten haben, wenn sie die konkreten Entscheidungen treffen. Das ist eine Verlagerung der Entscheidungskompetenzen hin zu den Spitzen und weg von den Gremien. Auch das ist politisch gewollt. Es gibt Vorschläge zur Stärkung der Dekanate und der Hochschulleitung, die vordergründig nichts mit dem Globalhaushalt zu tun haben. 

Sicherlich kann es auch positive Konsequenzen geben, wie zum Beispiel, daß die einzelnen Ressorts nicht am Ende des Hauhaltsjahres noch schnell alles ausgeben müssen und daß Energie- und Wassersparen sich für die Hochschule auch finanziell lohnt, was bisher nicht der Fall ist. Außerdem können die Hochschulen auch Rücklagen bilden, für noch schlechtere Zeiten. Diese sind aber im Fall der TU Hamburg-Harburg flugs vom Land wieder eingestrichen worden... 

Eva, verlorene Kinder

Maulkorb für Berliner AStA

Anfang Juli wurde der AStA der FU Berlin für die Ankündigung einer Veranstaltung „Asyl und Abschiebung – Rassistische Politik in dieser Gesellschaft“ zu einem Ordnungsgeld von 5.000 DM verurteilt. Die Durchführung der Veranstaltung wurde unter Androhung weiterer Strafen verboten. Der AStA hatte zu der Veranstaltung im Rahmen der bundesweiten „Kampagne für Politik und Meinungsfreiheit – Wir nehmen den Maulkorb ab“ eingeladen. Die Kampagne richtet sich gegen eine Serie von „Maulkorbklagen“ rechter Studierender, die sogenannte ‚allgemein‘politische Äußerungen linker ASten mit Hilfe herrschender Rechtsprechung unterbinden wollen. Ziel der Kampagne ist es u. a., öffentlich nachvollziehbar und diskutierbar zu machen, um welche Inhalte es den KlägerInnen unter dem Deckmantel juristischer Instrumente geht, und daß es sich eindeutig um politische Auseinandersetzungen handelt und nicht, wie formal vorgeschoben, um die Wahrung individueller Schutzrechte.

Der FU-AStA sieht diese Ansicht durch den Vorfall weiter bestätigt. Wodurch fühlen sich die KlägerInnen, die dem RCDS angehören, bzw. diesem nahe stehen, „unerträglich“ in ihren Grundrechten verletzt, wenn an der Hochschule die aktuellen Veränderungen des Asylbewerberleistungsgesetzes und die Folgen für die Betroffenen öffentlich diskutiert werden? Leider sind sie durch ihre Abwesenheit wiederholt eine inhaltliche Begründung für die von ihnen empfundene „Unerträglichkeit“ schuldig geblieben..

Auch das Berliner Hochschulgesetz erteilt dem AStA den Auftrag der „Förderung der politischen Bildung der Studenten und Studentinnen im Bewußtsein der Verantwortung für die Gesellschaft“. Die Trennung von Politik in ‚Hochschul‘- und ‚Allgemein’politik ist künstlich und in ihren Konsequenzen widersprüchlich. Eine gesellschaftspolitisch neutrale Hochschulpolitik, wie sie der RCDS angeblich vertritt, ist eine Illusion: Entweder reproduziert sie unkritisch die gesellschaftlichen Verhältnisse oder sie verhält sich kritisch zu ihnen - eine ‚allgemein’politische Positionierung ist beides. Nur wird der kritischen Position dies rechtlich angelastet, während die unkritische Reproduktion als das Übliche und somit vermeintlich Unpolitische durchgeht.

Themen, wie etwa die menschenverachtende Asyl- und Abschiebepraxis in diesem Land, werden durch fehlende kritische Diskussion in der Öffentlichkeit als ‚normale‘ Ausprägungen des herrschenden politischen Systems vermittelt. Die vom RCDS angestrebte Zensur politischer Äußerungen ist die ‚hochschul’politsche Fortsetzung dieser Verhältnisse.

Ulf, kleine Strolche

Aus der Region

Am Abend des 9.August griffen ca. 30 Maskierte das Haus des ehemaligen SS-Mitglieds Theodor Saevecke in Bad Rothenfelde mit Steinen und Farbbeuteln an. Saevecke wird für die Erschießung von 15 Geiseln in Mailand im Jahr 1944 Verantwortlich gemacht. Einem gegen ihn im „Mafialand Italien“ (O-Ton Saevecke) anhängigen Verfahren entzieht er sich durch Fernbleiben. Trotz seiner Vergangenheit konnte Saeverik in der BRD u.a. beim BKA Karriere machen und bis zum vergangenen Sonntag unbehelligt leben. Vertreter von CDU und SPD verurteilten die Aktion.

 Ich möchte Teil der Durchschnittsbürger-Bewegung werden!



Wer wird ohne Fahrkarte im Bus schwarz?

Niemand, natürlich. Höchstens rot und das auch nicht aus Überzeugung. Doch ist dies keine Abrechnung mit den kleinen Sticheleien und Rassismen der Sprache, derer es so viele gibt. Auch kann es in diesem Rahmen nicht um die Null-Toleranz
 von Glogowski und der Friedensstadt Osnabrück gehen. Es geht lediglich um die Stadtwerke Osnabrück und ihre neueste Kampagne gegen Fahren ohne Fahrschein.

Das Osnabrücker Sonntagsblatt übernahm die Kampagne als ungekennzeichnete Anzeige und palavert die völlig unlogischen Schlußfolgerungen der Stadtwerke-Pressemitteilung nach. Da seien alle Busnutzer geschädigt, die den Schwarzfahrer gewähren lassen. Die Stadtwerke müssten ja die Schädigung in mehreren Zehntausend DM weitergeben. Das war so schlau überlegt, daß ganz vergessen wurde, daß die Förderung des öffentlichen Personen-Nahverkehrs (ÖPNV) vielleicht eine politische Entscheidung ist, die aus bestimmten Kreisen ja millionenfach in Floskeln vom „ökologischen Umbau“ usw. verbreitert werden. Zudem sollte mensch ja nicht denken, die städtischen Gewinne / bzw. die der Stadtwerke würde an die Busnutzer weitergegeben. Wann hat mensch denn schon mal einen sinkenden Busfahrpreis erwarten dürfen?

Schlimmer (bzw. schärfer geschlußfolgert) noch: alle die hinten einsteigen, sind potentielle Schwarzfahrer. Da heißt es Obacht! Steigt wer hinten ein und sieht schon so aus (na  Ihr wißt schon...) – flugs die Alarmglocke geschellt und den Betrüger gestellt! Es läßt sich sogar beobachten, daß die Busfahrer aus lauter Dienstbeflissenheit hinten einfach nicht mehr aufmachen – zum Aussteigen wohlgemerkt. 

Netterweise wurde diese wichtige und schöne Kampagne zum Ferienanfang gestartet, damit es auch ja nicht jede Bürgerin mitbekommt und die Kids, die zu Hause bleiben mußten, nun mal so richtig rangenommen werden können. Es ist ja vorstellbar und muß hier nicht bewiesen werden, daß eine gewisse Beziehung zwischen Nicht-in-Urlaub-Fahren und verstärkt den Bus nutzen, um mal aus Osnabrück rauszukommen besteht. Die Studies sind ja auch nicht mehr da – aber die mit ihrem Semesterticket interessiert es ja eh nicht. 

Oder sollten wir nicht mal die Forderungen aus dem Streik beherzigen, die da die Unis und das Studium in die Gesellschaft rücken wollten. Ich denke, wir müssen die Forderung nach Ausweitung des Semestertickets z.B. auf alle BenutzerInnen des „Osnabrück-Passes“ ausdehnen. Wieviel soll und muß eine Arbeitslose umherfahren, um Arbeit zu suchen und finden, ganz zu schweigen von den dauernden Behördengängen/fahrten. Dazu stehen 12 um die Hälfte verbilligte Fahrkarten zur Verfügung. Soll mensch nicht gerade dann umso flexibler sein, je schlechter die soziale/Arbeits-Situation ist? Doch wieder ist mensch selbst schuld.

Und wie ist das mit der groß angekündigten ökologisch-sozialen Reform? Für mich klingt das nach kostenlosem Bus- und  Bahnfahren. Fangen wir schon jetzt mit dem ‚ökologischen Umbau‘ und der ‚Reform der Gesellschaft‘
 an! Ein erweitertes Semesterticket kann nur die nächste Forderung auf dem Weg dahin sein.

 Matthias – Kleine Strolche





Ein breites Bündnis von Flüchtlings- und MigrantInnengruppen und antirassistischen Initiativen plant eine bundesweite Demonstration gegen die immer schneller eskalierenden Angriffe gegen Flüchtlinge. Diese „Karawane“ wird am 14. August in Bremen starten und am 20. September – eine Woche vor der Bundestagswahl – in Köln enden.

Unter dem Motto „Wir haben keine Wahl aber eine Stimme!“ wollen die TeilnehmerInnen der Karawane die Realität der Flüchtlinge und MigrantInnen, die in vielerlei Hinsicht Thema der Wahl sein werden, ins Bewußtsein der deutschen und weltweiten Politik zu bringen. Sie wehren sich dagegen, daß zynische und opportunistische PolitikerInnen versuchen, die Wut der Bevölkerung über den sozialen Kahlschlag gegen Flüchtlinge und MigrantInnen zu wenden.

Nichtdeutsche sind nicht nur auf der Straße von rassistischen Angriffen bedroht. Immer offener und unverhohlener werden ihre Rechte durch staatlichen Rassismus eingeschränkt oder abgeschafft. Die Zahl der Menschen, die ein Aufenthaltsrecht in Deutschland haben, aber aufgrund „krimineller Handlungen“ abgeschoben werden, steigt rapide an. Mit der vor kurzem verabschiedeten Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes wird zum ersten Mal in der bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte einer Gruppe von Menschen, die sich legal in der BRD aufhalten, das Recht auf ein menschenwürdiges Leben abgesprochen. Flüchtlinge sollen durch Aushungern zur Ausreise gezwungen werden. (Wir berichteten darüber im basta-info Nr. 2)

Obwohl Deutschland durch Waffenlieferungen, politische Einflußnahme und wirtschaftliche Interessen in viele Kriege verwickelt und an der Aufrechterhaltung menschenunwürdiger Lebensverhältnisse beteiligt ist, will es sich seiner Verantwortung für Flüchtlinge entledigen. Beispiele dafür gibt es genug: Türkei, Nigeria, Sri Lanka, Kosovo ... Wenn es den Opfern „deutscher Interessenvertretung im Ausland“ gelingen sollte, nach Deutschland zu kommen, wird sofort behauptet, das Boot sei voll, Flüchtlinge werden zu „kriminellen Einwanderern“ stilisiert.

Die Karawane möchte ein Zeichen gegen diese Entwicklung setzen und Flüchtlingen und MigrantInnen eine Stimme in der deutschen Öffentlichkeit verschaffen.

Internationalistischer 
Arbeitskreis Nah-Ost

Termine, Veranstaltungen, ...

· Um den Aufenthalt der Karawane am 31.8. in Osnabrück (siehe Artikel oben) vorzubereiten, trifft sich das Bündnis gegen Abschiebung am 18.8. um 19 Uhr im Galerie-Café in der Großen Gildewart. Das nächste reguläre Treffen des Bündnisses ist am 1. September um 19 Uhr in der Lagerhalle, Raum 206.

· Ak politische Zusammenhänge: Treffen: Montags 19.00 Uhr, Alte Münze  12

· Infoladen: Öffungszeiten Dienstags und Freitags 18.00-20.00 Uhr, Alte Münze 12

· Bündnis für ein Osnabrück ohne Atomenergie: Treffen jeden 3. Freitag im Monat um 20.00 Uhr, Lagerhalle (siehe Programm)

· Initiative für gewaltfreie Energien: Treffen Dienstags 20.00 Uhr, Alte Münze 12 (Gefali Raum, 2. Stock)

· BASTA: Treffen jeden Mittwoch um 15.00 Uhr im Café Mano Negra, Alte Münze 12

Studiengebühren schon wieder verfassungswidrig


Nach dem Rechtsgutachten zur Verfassungswidrigkeit von Studiengebühren für „Langzeitstudierende“ (das BASTA-Bulletin berichtete), sind auch die Rückmeldegebühren von 100 DM, die in Baden-Württemberg zusätzlich zum Semesterbeitrag von allen Studierenden gezahlt werden müssen, als verfassungswidrig erklärt worden.


Dies hatte das Verwaltungsgericht in Mannheim am 29.7.1998 entschieden. Bei den durch die Rückmeldung verursachten Kosten von ca. 3 DM sei eine Gebühr von 100 DM unzulässig.


Studierende hatten gegen die verdeckte Studiengebühr geklagt, waren damit aber in erster Instanz gescheitert, ebenso wie in Berlin, das 1996 eine Rückmeldegebühr eingeführt hatte. Nach der positiven Entscheidung wird das entsprechende Universitätsgesetz nun dem Bundesverfassungsgericht  zur Prüfung vorgelegt.


Der baden-württembergische Wissenschaftsminister von Trotha (CDU) hat angedroht, daß weitere Kürzungen auf die Hochschulen zukommen würden, falls die Gebühr nicht erhoben werden darf. Er erwartet "Einnahmeausfälle" von 40 Millionen DM. Bis zur entgültigen Entscheidung ist die Gebührenerhebung jetzt ausgesetzt, bisher gezahlte Beträge werden allerdings nicht zurückgezahlt.


Der Semesterbeitrag von 99 DM an der Uni Osnabrück teilt sich in 50 DM für das Studentenwerk, 29 DM für das Semesterticket und 20 DM für die Selbstverwaltung der Studierenden auf. Weder Uni noch Landesregierung bekommt davon etwas. Auch in Niedersachsen ist vor wenigen Jahren der Versuch gemacht worden, zusätzliche Rückmeldegebühren in Höhe von 100 DM einzuführen. Diese Idee wurde allerdings aufgrund von studentischen Protesten, die sich gegen diesen Einstieg in Studiengebühren richteten, vorläufig wieder fallen gelassen. 





Internationales


Abschreckung von Flüchtlingen (spanisch-marokkanisch)


Wie erst vor wenigen Tagen bekannt wurde, kenterte in der Nacht vom 4. zum 5. Juli ein Boot mit marokkanischen Flüchtlingen, die nach Spanien wollten. Von den ca. 40 Insassen des Bootes überlebten höchstens fünf. Ein Überlebender konnte in die Stadt Melilla, eine spanisch verwaltete Enklave an der marokkanischen Küste, flüchten. Seinen Angaben zufolge wurde das Flüchtlingsschiff von einem Schiff der marokkanischen Küstenwache absichtlich zum Kentern gebracht, was die marokkanischen Behörden bestreiten. Weder die marokkanischen Behörden noch die Verwaltung von Melilla haben Versuche unternommen, die Ertrinkenden zu retten. Statt dessen hielten sie den Vorfall mehrere Wochen geheim.


Abschreckung von Flüchtlingen (italienisch-tunesisch)


Anfang August einigten sich Italien und Tunesien auf das Maxi-Abkommen, dessen Hauptpunkt die Abschiebung „illegaler“ Einwanderer von Italien nach Tunesien ist. Tunesien stimmt der Aufnahme von ImmigrantInnen zu, die aus Tunesien kommend an der italienischen Küste gelandet sind. Als Gegenleistung für den Freibrief zur Abschiebung bekommt Tunesien von Italien 6 Millionen Mark geschenkt und weitere 150 Millionen Mark „Entwicklungshilfe“.


Hetze gegen Flüchtlinge (deutsch)


In Erwartung einer „Flüchtlingswelle aus dem Kosovo“ mit 20.000 Menschen hat der Regierende Bürgermeister von Berlin, Eberhard Diepgen (CDU), verschärfte Kontrollen an den deutschen Grenzen gefordert. Die Aufnahmefähigkeit der Bundeshauptstadt sei erschöpft, Deutschland müsse „zur Abschreckung und strikten Eindämmung von möglichen Flüchtlingswellen“ wieder stärker die eigenen Grenzen schützen, so Diepgen. Ob auch ein Mauerbau mit seit 1989 nicht mehr benutztem Material in Erwägung gezogen wird, war nicht in Erfahrung zu bringen.





Quelle: junge Welt vom 10.8.








Termine zur �Karawane:


14.8.	Bremen


Start der Krawane mit einem internationalen Auftaktfestival in der Innenstadt


30.8.	Büren, 12.00 Uhr


Demonstration gegen den Abschiebeknast Büren


31.8.	Osnabrück


Die Karawane macht Station in Osnabrück. Von 15-18 Uhr wird es Aktionen in der Innenstadt geben, eventuell auch einen Empfang im Rathaus. Danach (ca. ab 19 Uhr) wird es ein Fest im Haus der Jugend geben, mit u. a. kurdischer und tamilischer Folklore und Musik und Redebeiträgen zur Karawane.


Köln


Bundesweite Abschlußdemonstration der Karawane. Treffpunkte: 12 Uhr Ebertplatz, 14 Uhr Neumarkt, anschließend Kulturfest.


Köln


Karawane-Kongreß in der Uni Köln.





Die Karawane für die Rechte von Flüchtlingen und MigrantInnen





Impressum: Das BASTA-Bulletin wird herausgegeben von: BASTA, dem alternativen Studierendenausschuß der Liste Regenbogen. Auflage: 300 Exemplare, Kontakt: Alte Münze 12, 49074 Osnabrück, Intenet: http://basta.home.pages.de, e-mail: trichter@uos.de








� Das stelle mensch sich mal vor: Abweichung gleich null – schon eine technische Unmöglichkeit –bei den Menschen! Ist das Kommunismus oder eher Nationalsozialismus.


� Diese Forderungen sollten offensichtlich über jede bisher geäußerte Wahlkampfparole der einschlägig dafür bekannten Parteien hinausgehen, so daß sich für Übelwollende eine Anzeige dergleichen ersparen sollte.
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